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Protokoll 

 
 
Gremium: Jugendhilfeausschuss 
Sitzungstermin: Dienstag, 28.10.2025 
Sitzungsbeginn: 16:00 Uhr 
Sitzungsende: 17:58 Uhr 
Raum, Ort: Huldigungssaal, Rathaus, Eingang K, Am Ochsenmarkt 1, 21335 Lüneburg 
 
 

Anwesenheitsliste 
 
Vorsitz 
Jana Mederike Warnck   
 
 

Beschließende Mitglieder 
Antje Henze   
Anna Bauseneick   
Kalina Magdzinska   
Holger Nowak   
Matthias Wiebe   
 
 

Grundmandat 
Frank Soldan  Vertretung für: Eike Freitag 
Dirk Neumann   
 
 

Beschließende Mitglieder (gem. § 73 NKomVG) 
Tim Jarmer-vom Hofe   
Viggo Prehn   
Ida Starke   
Katharina Wortmann-Wanke   
 
 

Beratende Mitglieder 
Olga Arnold   
Jens Döhrmann   
Karin Fischer   
Anja Niemeyer   
Melanie Urban   
Frank Wohlgemuth   
 
 

Verwaltung 
Gabriele Scholz   
Jutta Bauer   
Daniela Krüger   
Regina Schallar   
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Irene Skrobanek   
Niklas Hampe   
Tamara Penzkofer   
Lea Lange   
 
 

 
 
[Ende Anwesenheitsliste] 
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Tagesordnung 
 
Öffentlicher Teil 
 
TOP 
 

Betreff Vorlage 

1 
 

Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

 

2 
 

Feststellung der Tagesordnung 
 

 

3 
 

Genehmigung des Protokolls vom 11.09.2025 
 

 

4 
 

Genehmigung des Protokolls vom 24.04.2025 
 

 

5 
 

Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil 
 

 

6 
 

Einwohnendenfragen 
 

 

7 
 

1. Änderung zum Vertrag zur Fehlbetragsfinanzierung von 
Kindertagesstätten in freier Trägerschaft vom 01.01.2023 
sowie Anpassung des Leistungsverzeichnisses 
 

BV/12119/25 

8 
 

Bericht zur Umsetzung des Strategiepapiers 
Kindertagesbetreuung 
 

MV/12145/25 

9 
 

Hilfen aus einer Hand für Kinder mit und ohne Behinderung – 
Bericht zur Umsetzung des Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetzes in der Hansestadt Lüneburg 
 

VO/10317/22-1 

10 
 

Anträge und Anfragen 
 

 

11 
 

Mündliche Anfragen i.S.v. § 16 III GO des Rates zu wichtigen 
aktuellen Angelegenheiten 
 

 

 

 
  



 

Protokoll – Sitzung des Jugendhilfeausschusses 4/9 

Protokoll 
 
Öffentlicher Teil 
 
Zu TOP 1 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 
 
 

 
 

 

Die Ausschussvorsitzende Warnck begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit 
fest. 
 

 
 

 
Zu TOP 2 Feststellung der Tagesordnung 

 
 

Beschluss: 
 
Die Tagesordnung wird festgestellt. 
 

Abstimmungsergebnis: 
 
Zustimmung: 9 
Ablehnung: 0 
Enthaltung: 0 
 
 

 

 
 

 
Zu TOP 3 Genehmigung des Protokolls vom 11.09.2025 

 
 
 

 
 

 

Beratungsinhalt: 
Das Protokoll vom 11.09.2025 liegt noch nicht zur Abstimmung vor und wird auf die nächste 
Sitzung des Jugendhilfeausschusses vertagt. 
 

 
 

 
Zu TOP 4 Genehmigung des Protokolls vom 24.04.2025 

 
 
 

 
 

 

Beratungsinhalt: 
Das Protokoll vom 24.04.2025 liegt noch nicht zur Abstimmung vor und wird auf die nächste 
Sitzung des Jugendhilfeausschusses vertagt. 
 

 
 

 
Zu TOP 5 Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil 

 
 
 

 
 

 

Beratungsinhalt: 
Es liegen keine Mitteilungen der Verwaltung im öffentlichen Teil vor. 
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Zu TOP 6 Einwohnendenfragen 
 

 
 

 
 

 

Beratungsinhalt: 
Es liegen keine Einwohnendenfragen vor. 
 

 
 

 
Zu TOP 7 1. Änderung zum Vertrag zur Fehlbetragsfinanzierung von Kinderta-

gesstätten in freier Trägerschaft vom 01.01.2023 sowie Anpassung des 
Leistungsverzeichnisses 
BV/12119/25 

 

Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat der Hansestadt Lüneburg einstimmig, folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
Die redaktionellen Änderungen in der 1. Änderung zum Vertrag zur Fehlbetragsfinanzierung 
von Kindertagesstätten in freier Trägerschaft im Stadtgebiet der Hansestadt Lüneburg vom 
01.01.2023 sowie im Leistungsverzeichnis unter den Punkten 1.1, 1.2, 1.4.1, 1.4.2, 1.5, 2.1, 2.5, 
2.7, 2.8, 2.9, 3.1, 3.2, 3.3, 3.4, 3.6, 3.8 und unter B. Erlöse, die keine finanziellen Auswirkungen auf 
den Haushalt der Hansestadt Lüneburg haben, werden rückwirkend ab dem 01.01.2023, 
01.01.2024 und 01.01.2025 vorgenommen. Die monetären Auswirkungen werden in der nächs-
ten Sitzung des Jugendhilfeausschusses zur Beschlussfassung vorberaten.  
 

Abstimmungsergebnis: 
 
Zustimmung: 10 
Ablehnung: 0 
Enthaltung: 0 
 

Beratungsinhalt: 
 
Frau Bauer, Leitung des Fachbereichs 5-3 Familie und Bildung, erklärt, seit dem Jahr 2023 hat 
die Stadt mit dem überwiegenden Teil der freien Träger der Kindertagesbetreuung Fehlfinanzie-
rungsverträge abgeschlossen. In den Verträgen ist festgelegt, dass Nachverhandlungen zu ein-
zelnen Positionen stattfinden können. Die Verwaltung und die freien Träger kommen in diesem 
Fall zusammen, um über den Änderungsbedarf zu beraten und einen Konsens zu erzielen. Auf 
Wunsch der freien Träger sind Anfang 2024 Nachverhandlungen aufgenommen worden, die im 
März 2025 abgeschlossen wurden. 
 
Frau Bauer führt weiter aus, dass zwischen redaktionellen Anpassungen und Änderungen mit 
finanziellen Auswirkungen unterschieden wird. Über die finanziellen Änderungen soll heute 
nicht entschieden werden. Gegenstand der Vorlage sind redaktionelle Änderungen zur Klarstel-
lung und zur Schließung von Regelungslücken, um Transparenz, Einheitlichkeit und Klarheit bei 
der Abrechnung sicherzustellen. 
Die Verhandlungspositionen, die Mehrkosten nach sich ziehen, sind nach Aussage von Frau Bau-
er im aktuellen Doppelhaushalt nicht berücksichtigt. Da die Verhandlungen erst nach dem Haus-
haltsbeschluss abgeschlossen wurden, konnten diese Positionen nicht mehr berücksichtigt wer-
den und daher besteht keine finanzielle Deckung. Die geplanten Änderungen sollen im kommen-
den Jahr erneut eingebracht und vorbehaltlich der politischen Beschlüsse ab dem Haushalt 2027 
umgesetzt werden. Die freien Träger sind über dieses Vorgehen informiert. Rückmeldungen 
dazu liegen nicht vor. 
 
Ratsfrau Henze fragt nach dem Zusammenhang mit dem Doppelhaushalt und weist darauf hin, 



 

Protokoll – Sitzung des Jugendhilfeausschusses 6/9 

dass Nachverhandlungen in der Vergangenheit zeitnah umgesetzt worden seien. Sie äußert die 
Sorge, dass einzelne Träger in eine finanzielle Schieflage geraten könnten und merkt an, dass in 
der Vergangenheit Anpassungen schneller erfolgt seien.  
 
Frau Bauer teilt mit, dass aufgrund der ausgebliebenen Rückmeldungen davon ausgegangen 
wird, dass die Verschiebung unproblematisch ist. Eine rückwirkende Zahlung ist nicht vorgese-
hen. Die Änderungen treten frühestens mit dem Haushalt 2027 in Kraft, vorbehaltlich politischer 
Beschlüsse. 
Sie bestätigt, dass die Mehrkosten im Doppelhaushalt nicht vorgesehen sind. Bei der Haushalts-
planung wurde auf Grundlage der bestehenden Verträge kalkuliert. Der Doppelhaushalt 
2025/2026 war bereits beschlossen, als die Verhandlungen im März 2025 endeten. Der mögli-
che Mehraufwand von rund 411.500,00 € ist daher nicht gedeckt. 
 
Ratsfrau Redenius weist auf eine mögliche finanzielle Schieflage einzelner freier Träger hin und 
fragt nach den Auswirkungen auf Personal und Ausstattung. Sie schlägt vor, den Beschluss mit 
einem klaren Datum zur finanziellen Anpassung zu versehen. 
 
Frau Bauer führt aus, dass drei Positionen aus der Nachverhandlung monetäre Auswirkungen 
haben: die Erhöhung der Abrechnungssätze für Bundesfreiwilligendienstleistende und FSJler 
(Anlage 6 zur Vorlage, S. 2 Punkt 1.2), Änderungen bei den Sätzen für Spiel- und Beschäfti-
gungsmaterial (Anlage 6 zur Vorlage, S. 9 Punkt 3.1) sowie die Anpassung der Verwaltungskos-
tenumlage (Anlage 6 zur Vorlage, S. 12 Punkt 3.7). Es besteht der Wunsch, künftig eine höhere 
Verwaltungskostenumlage anzuerkennen, sofern entsprechende Nachweise vorgelegt werden. 
Bei der Stadt beträgt die Verwaltungskostenumlage 4 %, bei den freien Trägern 5 %, zuzüglich 
eines Sockelbetrags, der auf Wunsch kleinerer Einrichtungen eingeführt wurde. Die redaktionel-
len Änderungen dienen der Klarstellung und sollen Diskussionen bei der Abrechnung vermei-
den. 
 
Ratsfrau Magdzinska bittet um eine Unterscheidung zwischen bereits entstandenen und zukünf-
tigen Kosten.  
 
Frau Bauer erklärt, dass bisher entstandene Kosten der freien Träger durch den Haushalt und 
den vertraglichen Regelungen abgedeckt sind. Die Summe von 411.500,00 € ist eine Hochrech-
nung der drei genannten Positionen, falls alle Träger die neuen Regelungen vollständig nutzen 
würden. Die Auswirkungen auf einzelne Träger sind bei der Vielzahl der freien Träger voraus-
sichtlich gering. 
Frau Wortmann-Wanke, beschließendes Mitglied auf Vorschlag der AWO, stellt klar, dass feh-
lende Rückmeldungen der Träger kein Einverständnis bedeuten. Der Bedarf besteht weiterhin, 
und es können Auswirkungen auf das Verwaltungspersonal entstehen. 
 
Frau Penzkofer, Leitung des Sachgebiets 532b - Kindertagesstätten - Verwaltung und Control-
ling, berichtet, dass bei Beginn der Nachverhandlungen das Jahr 2023 noch nicht vollständig 
abgerechnet war. Die Abschläge basierten auf Bedarfsvorschauen der freien Träger. Für 2023 ist 
die Abrechnung der Betriebskosten inzwischen vollständig abgeschlossen. Aus dieser hat sich 
ergeben, dass die Verwaltung der Hansestadt Lüneburg erhebliche Rückzahlungen durch die 
freien Träger erhält, da die Abschläge zu hoch angesetzt waren. Einige Träger haben sogar um 
das Aussetzen von Abschlägen gebeten, um spätere Rückzahlungen zu vermeiden. 
Zur Verwaltungskostenumlage erklärt sie, dass bislang keine tatsächlichen Kostennachweise 
vorliegen. Einige Träger äußern jedoch, dass sie mit den bisherigen 5 % plus Sockelbetrag nicht 
auskommen. Nach einer Abfrage bei allen Trägern und einer Auswertung der Rückmeldungen 
einigt man sich auf eine mögliche Erhöhung auf bis zu 9 %, allerdings nur gegen Nachweis. Die 5 
% und der Sockelbetrag bleiben garantiert. Die prognostizierten Mehrkosten von rund 
411.500,00 € sind lediglich eine Schätzung. Bisher liegen keine Belege vor, dass die Verwal-
tungskosten tatsächlich höher sind. 
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Ratsherr Neumann unterstützt die Position der Verwaltung. Aufgrund der angespannten Haus-
haltslage sind derzeit keine zusätzlichen Ausgaben möglich. Der Kostendruck muss daher auch 
an die freien Träger weitergegeben werden, auch wenn das bedauerlich ist. 
 
Ratsfrau Bauseneick hebt hervor, dass die freien Träger eine zentrale Rolle in der Kinderbetreu-
ung der Hansestadt Lüneburg einnehmen. Ohne sie müsste die Hansestadt Lüneburg deutlich 
höhere Kosten tragen. Sie bemängelt die unzureichende Darstellung über die Auswirkungen der 
Nichtumsetzung und fordert eine klarere Entscheidungsgrundlage, bevor finanzielle Einschrän-
kungen beschlossen werden. Sie bittet um detailliertere Angaben, welche Träger betroffen sind 
und wie viele Einrichtungen dies betrifft. 
 
Frau Bauer erläutert, dass nur wenige Träger signalisiert haben, mit der bisherigen Verwal-
tungskostenpauschale nicht auszukommen. Daher ist eine Option zur Erhöhung bis zu 9 % ver-
handelt worden, sofern Nachweise vorliegen. Sie betont, es erfolge keine Kürzung der Leistun-
gen, sondern es gebe lediglich keine zusätzliche Zahlung. 
 
Ratsherr Wiebe betont die Bedeutung der Trägervielfalt und bittet um eine genauere Aufschlüs-
selung der Berechnung der 411.500,00 €, um die Zahl nachvollziehen zu können. 
 
Herr Nowak äußert, dass Nachverhandlungen grundsätzlich notwendig seien, jedoch der Haus-
halt keine Flexibilität dafür biete. Er weist darauf hin, dass kleinere Träger stärker belastet sind 
als große Verbände. Für eine fundierte Entscheidung sind zusätzliche Informationen notwendig. 
 
Ratsherr Soldan fragt nach dem Unterschied zwischen den Verwaltungskosten der Stadt  (4 %) 
und der freien Träger (5 %) sowie nach der Zusammensetzung der Gesamtsumme. 
 
Frau Bauer erklärt, dass die Summe von 411.500,00 € eine maximale Annahme ist, die auf Hoch-
rechnungen basiert. Die tatsächlichen Mehrkosten hängen von der Zahl der Beschäftigten, Kin-
dern und der Einrichtung ab. Eine Deckung durch den Haushalt der Hansestadt Lüneburg ist 
derzeit nicht vorhanden. Der Unterschied zwischen den Verwaltungskostenumlagen beruht auf 
unterschiedlichen, nicht vergleichbaren, Berechnungsgrundlagen bei der Hansestadt Lüneburg 
und der freien Trägern und ist ein Verhandlungsergebnis. 
 
Ratsfrau Bauseneick regt an, bei der nächsten Sitzung mögliche Finanzierungsoptionen aufzu-
zeigen, um den Trägern Planungssicherheit zu geben. Sie fragt nach der Dringlichkeit des Be-
schlusses. 
 
Frau Bauer erklärt, dass die redaktionellen Änderungen zwar keine finanziellen Auswirkungen 
haben, aber notwendig sind, um Klarheit und Einheitlichkeit bei der Abrechnung 2025 sicherzu-
stellen.  
 
Ratsfrau Redenius spricht sich für eine Vertagung aus, um finanzielle Fragen zu klären und den 
Vertrag mit zeitlichen Daten zu beschließen. 
 
Ratsherr Soldan betont, dass eine Planungssicherheit für die freien Träger nur durch einen heu-
tigen Beschluss erreicht wird. Er weist darauf hin, dass der Vertragsentwurf bereits vorliegt und 
beschlossen werden kann. 
 
Ratsherr Wiebe erklärt dazu, dass ihm die Berechnungsgrundlage der 411.500,00 € weiterhin 
unklar ist und er ohne Klarstellung dazu keinen Beschluss fassen kann. 
 
Frau Bauer bestätigt, dass die Zahlen im Leistungsverzeichnis festgelegt sind und die freien Trä-
ger damit verlässlich planen können. Es geht jetzt nur noch um Klarstellungen, welche Positio-
nen eindeutig enthalten sind und abgerechnet werden dürfen. Die finanziellen Änderungen sol-
len geprüft und erst in einer späteren Sitzung des Jugendhilfeausschusses eingebracht werden. 
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Sie sagt aufgrund der erfolgten Diskussion zu, Rückmeldungen der Träger zu etwaigen Auswir-
kungen der aktuell noch nicht berücksichtigten Positionen mit finanziellen Auswirkungen ein-
zuholen und anschließend zu klären, welche finanziellen Auswirkungen entstehen und wie die 
Deckung gesichert werden kann. 
 
Die Ausschussvorsitzende Warnck stellt fest, dass über den Beschlussvorschlag laut Vorlage 
abgestimmt wird. Ergänzend wird beschlossen, dass die Positionen mit den monetären Auswir-
kungen in der nächsten Ausschusssitzung erneut behandelt werden. 
 
 
 
 

 
 

 
Zu TOP 8 Bericht zur Umsetzung des Strategiepapiers Kindertagesbetreuung 

MV/12145/25 
 

Beschluss: 
 
Die Informationen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

 

Beratungsinhalt: 
Herr Hampe, Mitarbeiter der Stabsstelle 05-1 – Strategische Führungsunterstützung, und Frau 
Skrobanek, Leitung des Bereichs 53 - Frühkindliche Bildung und Betreuung, berichten anhand 
der PowerPoint Präsentation zur Umsetzung des Strategiepapiers Kinderbetreuung vor. 
 
Ratsherr Nowak erkundigt sich, wie sich die vorgesehenen Veränderungen der Platzzahlen pe-
sonell in den Kitas und Krippen auswirken. Er weist darauf hin, dass Personalbewegungen er-
forderlich sein könnten oder sich durch Inklusions- und Integrationsplätze veränderte Personal-
schlüssel ergeben könnten. Er fragt, ob die Standorte durch die Planungen so gefestigt werden, 
dass das Personal dort verbleiben kann, oder ob es zu personellen Verschiebungen kommt. 
 
Frau Skrobanek erklärt, dass personelle Verschiebungen stattfinden, wenn Mitarbeitende eine 
Umsetzung wünschen oder einen Einsatz in einem anderen Haus anstreben. Zusätzlich berück-
sichtigt die Verwaltung anstehende Renteneintritte. Ziel sei es insgesamt, die Standorte zu stabi-
lisieren. 
 
Ratsherr Soldan stellt fest, dass einige Kitas nicht genannt wurden, und fragt, ob dort in den 
kommenden zwei Jahren keine Veränderungen geplant sind. 
 
Frau Skrobanek bestätigt, dass in diesen Einrichtungen bislang keine Veränderungen vorgese-
hen sind. 
 
 

Anlage 1 2025 10 28 TOP 8_Umsetzung Strategiepapier.pptx [Schreibgeschützt] 
 

 
 

 
Zu TOP 9 Hilfen aus einer Hand für Kinder mit und ohne Behinderung – Bericht 

zur Umsetzung des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes in der Hanse-
stadt Lüneburg 
VO/10317/22-1 

 

Beschluss: 
 
Die Informationen der Verwaltung werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

 

Beratungsinhalt: 
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Frau Schaller, Leitung des Fachbereichs 5-2 - Kinder- und Jugendhilfe, und Frau Wilke, Bereichs-
leitung 52 – Soziale Dienste und Jugendamtsleitung, stellen anhand der PowerPoint Präsentation 
den Bericht zur Umsetzung des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes in der Hansestadt Lüne-
burg vor. 
 
Ratsherr Soldan erkundigt sich nach den Assistenzleistungen an Förderschulen (Anlage 1 zum 
TOP 9, Seite 7)  und deren zukünftiger Entwicklung. 
 
Frau Schallar erklärt, dass es sich um Assistenz für Kinder an Förderschulen handelt. Die Assis-
tenz an Förderschulen ist aktuell durch bestehende Träger weitgehend gesichert.  Herausforde-
rungen bestehen jedoch bei Assistenzleistungen im Freizeit- und Nachmittagsbereich, da dort 
aktuell nicht ausreichend Angebote vorhanden sind. In Einzelfällen wird ein persönliches Budget 
eingesetzt, das jedoch nur begrenzt geeignet ist und für Familien mit hohem Verwaltungsauf-
wand verbunden ist. Ziel bleibt der Ausbau regulärer Trägerangebote. 
 
Herr Nowak spricht die Möglichkeit der Einbindung ehrenamtlicher Strukturen und Sportverei-
ne an.  
 
Frau Schallar berichtet, dass die Verwaltung bereits mit Elterninitiativen und Trägern zusam-
menarbeitet und Kontakte zu Sportvereinen sowie Ehrenamtsstrukturen nutzt. Es bestehen be-
reits Vermittlungsangebote, Projekte und Kooperationen, und die Fachkräfte im ASD sind gut 
über vorhandene Möglichkeiten informiert. 
 
 

Anlage 1 25_10_28_TOP 9_ Hilfen aus einer Hand Version27.10.25pptx 
 

 
 

 
Zu TOP 10 Anträge und Anfragen 

 
 
 

 
 

 

Beratungsinhalt: 
Es liegen keine Anträge und Anfragen vor. 
 

 
 

 
Zu TOP 11 Mündliche Anfragen i.S.v. § 16 III GO des Rates zu wichtigen aktuellen 

Angelegenheiten 
 

 
 

 
 

 

Beratungsinhalt: 
Es liegen keine mündlichen Anfragen i.S.v. § 16 III GO des Rates zu wichtigen aktuellen Angele-
genheiten vor. 
 

 
 

 
 
 
 
 
Ende des Protokolls 

 
 
     
Jana Mederike Warnck 
Vorsitz mit Grundmandat 

 Gabriele Scholz 
Stadträtin 

  

 
 [Dokumentende] 
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